
Initiativtext

Kantonale Initiative für faire und bezahlbare Mieten dank transparenter 
Vormiete (Miet-Initiative)
Mit der Volksinitiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs wird folgende Änderung des Geset-
zes betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 28. Mai 1911 (EG ZGB; BSG 
211.1) verlangt: 

Art. 135a (neu) Offenlegung Vormiete 

1 Im Fall eines Wohnungsmangels erklärt der Regierungsrat für den Abschluss von Mietverträgen 
im gesamten Kantonsgebiet oder in einzelnen Verwaltungskreisen die Verwendung des Formulars 
gemäss Art. 270 Abs. 2 OR als obligatorisch. 

2 Ein Wohnungsmangel liegt vor, wenn der Leerwohnungsbestand im Kanton oder in einzelnen Ver-
waltungskreisen bei höchstens 1.5% liegt. Liegt er im gesamten Kantonsgebiet oder in einem der 
Verwaltungskreise neu über dem Wert von 1.5%, hebt der Regierungsrat diese Pflicht wieder auf. 

3 Die zuständige Stelle des Kantons Bern erhebt jährlich am 1. Juni den Leerwohnungsstand im  
gesamten Kantonsgebiet sowie in den Verwaltungskreisen. 

4 Eine entsprechende Änderung der Formularpflicht gilt ab 1. November des betreffenden Jahres.


